
 
 

Gesetzentwurf  

Landesregierung 
Gesetz zur Änderung verfassungsschutzrechtlicher Vorschriften 
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 10. Juni 2025 den nachstehenden, 
durch Kabinettsbeschluss vom 10. Juni 2025 gebilligten und festgestellten Ge-
setzentwurf dem Landtag zur Beschlussfassung vor.  

Der Gesetzentwurf wird vor dem Landtag von dem Hessischen Minister des  
Innern, für Sicherheit und Heimatschutz vertreten. 
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21. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 



Vorblatt 

Zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung verfassungsschutzrechtlicher Vor­
schriften 

A. Problem

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit Beschluss vom 17. Juli 2024 

(1 BvR 2133/22), verkündet am 17. September 2024, einzelne Vorschriften des 

Hessischen Verfassungsschutzgesetzes (HVSG) für verfassungswidrig erklärt. Bis 

zu einer Neuregelung, längstens bis zum 31. Dezember 2025, gelten die für mit dem 

Grundgesetz unvereinbar erklärten Vorschriften mit bestimmten Maßgaben fort. Die 

betroffenen Vorschriften sind daher entsprechend zu ändern. 

Extremistische Bestrebungen agieren immer klandestiner und treiben die Vernet-

zung vorwiegend im digitalen Raum voran. Um diese Bedrohungen frühzeitig erken­

nen und den dahinterstehenden Bestrebungen wirksam begegnen zu können, muss 

das Landesamt für Verfassungsschutz (Landesamt) über die Fähigkeiten einer mo­

dernen Sicherheitsbehörde verfügen. Hierzu soll eine Ermächtigungsgrundlage für 

den Verdeckten Zugriff auf informationstechnische Systeme (sog. Online-Durchsu­

chung) geschaffen·werden - dem Vorhaben im Koalitionsvertrag zwischen CDU und 

SPD für die 21. Legislaturperiode (S. 41) entsprechend. Dies bedingt Folgeände­

rungen im Gesetz zur parlamentarischen Kontrolle des Verfassungsschutzes in 

Hessen (Verfassungsschutzkontrollgesetz). 

Mit Bescnluss vom 14. November 2023 hat das VG Wiesbaden (6 L 1166/22.WI) 

festgestellt, dass die Beobachtung der Partei Alternative für Deutschland, Landes­

verband Hessen, durch das Landesamt zwar rechtmäßig sei, für die öffentliche Be­

kanntgabe der Beobachtung jedoch die erforderliche Rechtsgrundlage fehle. 

Die Entscheidungen über die im Eilverfahren eingelegte • Beschwerde beim 

HessVGH und im Hauptsacheverfahren stehen zwar bislang aus, dennoch soll zur 

Rechtssicherheit und aus Klarstellungsgründen eine eindeutige Rechtsgrundlage 

zur Aufklärung der Öffentlichkeit durch das für den Verfassungsschutz zuständige 

Ministerium (HMdl) und das Landesamt geschaffen werden. 
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